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§ 1 Einführung

Die großflächige Überwachung des Telekommunikationsverkehrs durch Nach-
richtendienste hat den gesellschaftlichen Diskurs der letzten Jahre kontinuierlich 
und bewusstseinsprägend bestimmt. Insbesondere die Enthüllungen des Whistle-
blowers Edward Snowden im Jahr 2013 leisteten einen entscheidenden Beitrag, das 
Thema der staatlichen Überwachung in das Zentrum medialer1 und politischer2 
Aufmerksamkeit zu rücken.3 Neben dem Interesse an einer gründlichen Aufklä-
rung der Skandale und damit einhergehender Rechtsverstöße gerät auch zuneh-
mend die Kontrolle nachrichtendienstlichen Handelns in den Blick. Aufgrund der 
maßgeblich durch die Presse aufgedeckten Verstöße stellt sich die Frage, warum 
die Kontrolleure der Nachrichtendienste nicht über die Vorgänge informiert waren 
und warum sie das rechtswidrige Verhalten der Nachrichtendienste nicht unterbin-
den konnten. Damit rückt die Effektivität der Kontrolle in den Fokus.

Das Bedürfnis nach effektiver Kontrolle erklärt sich unter anderem aus der In-
transparenz nachrichtendienstlicher Aufklärungsarbeit. Obgleich der Beitrag der 
Nachrichtendienste zur Gewährleistung innerer Sicherheit in weiten Teilen der Ge-
sellschaft grundsätzlich geschätzt und erwünscht ist,4 sind die Zeiten pauschaler 
Akzeptanz für die Praxis der umfänglichen Geheimhaltung vorüber. Stattdessen 
wird die Forderung nach „Transparenz der Intransparenz“5 laut. Die Kontrolle ist 

	 1	P.  Münch / R.  Steinke, Ärger im Alpenland, SZ Nr. 137 v. 18. 6. 2018, S. 5; C.  Niesen, 
Alles Wichtige zur NSA-Affäre, Spiegel Online v. 16. 2. 2017 (abrufbar unter: https://www.
spiegel.de/politik/deutschland/nsa-affaere-worum-geht-es-a-1134779.html, Stand: 1. 8. 2019); 
J.  Goetz / H.  Leyendecker, Jahrelang gelauscht, SZ Nr. 45 v. 24. 2. 2016, S. 5; H. Leyen­
decker / G. Mascolo, Der große Löscheinsatz, SZ Nr. 238 v. 16. 10. 2015, S. 6; M. Baumgärt­
ner et al., Neue Spionageaffäre erschüttert BND, Spiegel Online v. 23. 4. 2015 (abrufbar unter: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/ueberwachung-neue-spionageaffaere-erschuettert-
bnd-a-1030191.html, Stand: 1. 8. 2019).
	 2	Seit dem Jahr 2013 wurden mehrere Gesetzesreformen auf den Weg gebracht (z. B. das 
Gesetz zur Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung des Bundesnachrichtendienstes, BGBl. I, 
S. 3346, oder das Gesetz zur weiteren Fortentwicklung der parlamentarischen Kontrolle 
der Nachrichtendienste des Bundes, Gesetz v. 30. 11. 2016, BGBl. I, S. 2746) und ein über 
zwei Jahre dauernder Untersuchungsausschuss durchgeführt (1. Untersuchungsausschuss der 
18. Wahlperiode, Einsetzungsbeschluss v. 20. 3. 2014 auf Grundlage von BT-Drs. 18/843, er-
gänzt durch Beschluss v. 9. 6. 2016 auf Grundlage von BT-Drs. 18/8683; Abschlussbericht 
v. 23. 6. 2017, BT-Drs. 18/12850, knapp 2000 Seiten). 
	 3	R. A. Miller, Privacy and Power: A Transatlantic Dialogue in the Shadow of the NSA-
Affair, in: Miller (Hrsg.), Privacy and Power, 2017, S. 1.
	 4	Selbstverständlich gibt es auch kritische Stimmen und zum Teil Bestrebungen, die Nach-
richtendienste ganz abzuschaffen. Vgl. dazu Fn. 423.
	 5	J. Masing, Nachrichtendienste im freiheitlichen Rechtsstaat, in: Dietrich / Gärditz u. a. 
(Hrsg.), Nachrichtendienste im demokratischen Rechtsstaat, 2018, S. 3, 13.
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dabei ein zentrales Instrument, mittels dem rechtliche Bindung her- und sicher-
gestellt werden kann.

A. Gegenstand der Untersuchung

Die deutsche Kontrollarchitektur für nachrichtendienstliches Handeln stützt 
sich im Wesentlichen auf eine Vielzahl unterschiedlicher Sondergremien. Zentra-
ler Baustein der gegenwärtigen Kontrollarchitektur und Untersuchungsgegenstand 
der vorliegenden Arbeit ist die G 10-Kommission6, ein vierköpfiges Gremium, das 
für die Kontrolle nachrichtendienstlicher Eingriffe in Art. 10 Abs. 1 GG zustän-
dig ist.7 Die vom Parlamentarischen Kontrollgremium8 bestellten Mitglieder sind 
in ihrer Amtsführung unabhängig und weisungsfrei. Juristisch qualifiziert muss 
allerdings nur der Vorsitzende sein. Die G 10-Kommission findet ihre gesetzliche 
Grundlage in § 15 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmelde
geheimnisses,9 das auf den im Rahmen der Notstandsverfassung eingefügten 
Art. 10 Abs. 2 S. 2 GG zurückgeht. Diese Norm sieht vor, dass Beschränkungs-
maßnahmen, die den Schutzbereich von Art. 10 GG berühren und dem Schutz der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Bestandes oder der Siche-
rung des Bundes oder eines Landes dienen, dem Betroffenen nicht mitgeteilt wer-
den müssen und „an die Stelle des Rechtsweges die Nachprüfung durch von der 
Volksvertretung bestellte Organe oder Hilfsorgane tritt“. 

Der G 10-Kommission kommt aus zwei Gründen zentrale Bedeutung zu. Zum 
einen obliegt ihr die Aufgabe, im gesamten Bereich nachrichtendienstlicher Ein-
griffe in Art. 10 GG kompensatorisch den Rechtsschutz zu leisten, der sonst durch 
die (hier ausgeschlossene) Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG gewährt 
wird. In dieser äußerst wichtigen und verantwortungsvollen Aufgabe kumulieren 
Grundfragen des Verhältnisses zwischen Freiheit und Sicherheit. Zum anderen ist 
die G 10-Kommission innerhalb der Kontrollarchitektur das einzige Gremium, das 
nachrichtendienstliche Überwachungsmaßnahmen tatsächlich verhindern kann. 
Die Arbeit der anderen Gremien wirkt nur mittelbar, z. B. über die Ausübung öf-

	 6	Der Name der G 10-Kommission hängt mit ihrer Zuständigkeit zusammen. Sie ist für die 
Überprüfung von nachrichtendienstlichen Maßnahmen zuständig, die das in Art. 10 Abs. 1 GG 
gewährleistete Brief-, Post- und Telekommunikationsgeheimnis betreffen. Zu solchen Maß-
nahmen wird im sogenannten Artikel 10-Gesetz (G 10) ermächtigt und die sie kontrollierende 
Instanz heißt dementsprechend G 10-Kommission.
	 7	Vgl. §§ 1 Abs. 2, 15 G 10. Für Maßnahmen der Verfassungsschutzämter der Länder sind 
nach § 16 G 10 die nach den Ausführungsgesetzen der Länder vorgesehenen G 10-Kommissio-
nen zuständig, vgl. z. B. §§ 2 Abs. 2–5, 3 des Gesetzes zur Ausführung des Artikel 10-Gesetzes 
Baden-Württemberg.
	 8	Das Parlamentarische Kontrollgremium ist ein mit neun Abgeordneten besetztes Gre-
mium des Bundestages. Es handelt sich nicht um einen Ausschuss, dazu unten S. 110.
	 9	Gesetz v. 13. 8. 1968 (BGBl. I, S. 949); im Folgenden als „G 10“ abgekürzt. Zu den Mate-
rialien vgl. BT-Drs. V/1880 und V/2930. 
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fentlichen Drucks aufgrund veröffentlichter Berichte oder über die Kürzung von 
Haushaltsmitteln. Aus Individualschutzgesichtspunkten ist eine mittelbare Kont-
rolle aber unzureichend, da sie nur Veränderungen für die Zukunft erzielen kann 
und keine Auswirkung auf den konkreten Eingriff und dessen Durchführung hat. 

Trotz ihrer herausragenden Bedeutung wurde der G 10-Kommission bisher nur 
wenig Aufmerksamkeit zuteil. Das zeigt sich nicht nur an der spärlichen Thema-
tisierung in der Rechtswissenschaft,10 sondern auch an den aktuellen Reformbe-
wegungen, die sich fast ausschließlich auf das Parlamentarische Kontrollgremium 
konzentrieren.11 Ein im Jahr 2016 angestrengtes Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht12 sorgte kurzzeitig für Aufmerksamkeit,13 die aber nach ein paar Mo-
naten wieder verebbte. Gleichwohl machten das Verfahren und die Entscheidung 
deutlich, dass mit der G 10-Kommission viele ungeklärte Fragen verbunden sind. 
Diese Fragen werden umso dringlicher, wenn man bedenkt, dass seit Errichtung 
des Kontrollgremiums mehr als 50 Jahre vergangen sind, in denen sich sowohl 
der informationstechnische wie auch der historisch-politische Kontext massiv 
verändert haben. 

B. Rechtsschutzqualitäten  
im nachrichtendienstlichen Aktionsfeld

Die vorliegende Dissertation will einen Beitrag zur Klärung dieser Fragen leis-
ten. Das Forschungsanliegen besteht darin, die verfassungsrechtlichen Maßstäbe 
für die in § 15 G 10 errichtete G 10-Kommission herauszuarbeiten und auf der 
Grundlage der Ergebnisse zu untersuchen, inwiefern die aktuelle einfachrechtliche 
Ausgestaltung der G 10-Kommission den verfassungsrechtlichen Vorgaben Rech-
nung trägt. Dabei steht die Evaluierung der Rechtsschutzqualität im Vordergrund.

Der erste Teil der Arbeit führt in die Thematik ein und steckt das Umfeld des 
Untersuchungsgegenstandes ab. Nur mit dem Verständnis, dass es sich bei den 

	 10	Bisher ist die G 10-Kommission nicht monographisch behandelt worden. Vgl. aber aus 
der jüngeren Zeit die Beiträge von R. A. Miller, Intelligence Oversight – Made in Germany, 
in: Goldman / Rascoff (Hrsg.), Global Intelligence Oversight, 2016, S. 257 ff., und C. Gusy, 
Grundrechte und Verfassungsschutz, 2011, der sich ausführlich mit der G 10-Kommission in 
Nordrhein-Westfalen beschäftigt, sowie H. H. Kaysers, Die Unterrichtung Betroffener über 
Beschränkungen des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses, AöR 129 (2004), S. 121 ff.
	 11	Gesetz zur weiteren Fortentwicklung der parlamentarischen Kontrolle der Nachrichten-
dienste des Bundes, Gesetz v. 30. 11. 2016 (BGBl. I, S. 2746) zur Einrichtung eines Ständigen 
Bevollmächtigten; Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes v. 17. 7. 2009 (BGBl. I, S. 1977) 
zur Einfügung von Art. 45d GG.
	 12	Es handelte sich um ein wegen Unzulässigkeit abgewiesenes Organstreitverfahren, mit 
dem die G 10-Kommission die Herausgabe der vom Bundesnachrichtendienst verwendeten 
Selektorenliste erstreiten wollte, siehe BVerfGE 143, 1.
	 13	Vgl. dazu die Anmerkungen von B. Huber, NVwZ 2016, 1706; M. Sachs, JuS 2017, 479; 
C. Hillgruber, JA 2017, 477.




